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REPUB~REICH 

OberstaaJ,sanJaltschaft Linz 
Linz, am 12. Oktober 1992 

Jv 1369 - 2/92 Gruberstraße 20 
A-4020 Linz 

'--"; 

Briefanschrift 

An das A-4010 Linz, Postfach 274 

Präsidium des Nationalrates Telefon 

Wie n 

(0732) 7602~ 

Sachbearbei ter 

Klappe 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Strafgesetzbuch und das Auslieferungs- und 
Rechtshilfegesetz ~ zusammenhang mit der 
Geldwäscherei und der Bereicherungsab­
schöpfung geändert werden 
(Geldwäschereigesetz): 
Begutachtungsverfahren 

(DW) 

In Entsprechung des Erl.d.BMfJ Wien vom 4. 8. 1992, 

GZ 578.010/1-11 3/92, werden in der Anlage 25 Ausfertigungen der 

stellungnahmen des Sprengels der Oberstaatsanwaltschaft Linz übresendet. 

Der Leiter der Oberstaatsanwaltschaft: 

LV. : 

Beilagenkonv. 
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" REPUBLIK OSTERREICH 
Oberstaatsanwaltschaft Unz 

12. 10. 1992 
Linz, am 

Jv 1369 - 2/92 
Gruberstraße 20 
A-4020 Linz 

Briefanschrift 

An das A-4010 Linz, Postfacr. 274 

Eundesministerium für Justiz Telefon 
(0'732) 7602~ 

Wie n Sachbearbeiter 

Klappe 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Strafgesetzbuch und das Auslieferungs- und 
Rechtshilfegesetz . im Zusarrmenhang mit der 
Geldwäscherei und der Bereicherungsab­
schöpfung geändert werden 
(Geldwäschereigesetz); 
Begutachtungsverfahren 

(DW) 

In Entsprechung des Erl.d.BMJ vom 4. 8. 1992, GZ 578.010/1-11 

3/92, wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

Vorausgeschickt sei, daß die Einführung der vorgesehenen Be­

stimmungen sehr begrüßt wird, bieten sie doch ein Instrument, das einer 

immer mehr zunehmenden Form der Kriminalität entgegenzuwirken geeignet 

ist. 

Zu 1.): 

Wenn bei der Berechnung des Ausmaßes der ahzuschöpfenden 

Bereicherung auf das Nettoprinzip abgestellt wird und vom Bruttoerlös 

Aufwendungen ahzuziehen sind, so müßten demselben eigentlich auch ent­

standene Zinsgewinne oder sonstige Erträgnisse zugerechnet werden. Das 

scheint aber nicht möglich, wenn auf dem Zeitpunkt des Eintrittes der 

Bereicherung abgestellt wird und nicht auf den Entscheidungszeitpunkt. 

Dies würde aber bedeuten, daß der Täter mit Hilfe der unrechtmäßigen 

Bereicherung in der Folge nicht abschöpfbare Erlöse erzielen kann, was 

unbefriedigend ist. 
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Die Venrrteilung mehrerer an der Tat Beteiligter zur unge­

teilten Hand sollte nach ha. Auffassung ohne die Einschränkung "soweit 

ihr Anteil an der Bereicherung nicht festgestellt werden kann" lTÖglich 

sein. Auch in der bisherigen Fassung des § 20 Abs 3 StGB war diese 

Einschränkung, die nur verfahrenserschwerend wirkt, nicht enthalten. 

Die Bestimmung des § 20 Abs 2 StGB des Entwurfes ist zwar von 

der Zielsetzung her zu bejahen, es steht aber nach ha. Auffassung doch 

in einen! gewissen Spannungsverhältnis zur Rechtsstaatlichkeit, wenn 

bestimmte Vermbgenswerte aufgrund bloßer Wahrscheinlichkeit abgeschöpft 

werden können. 

Zu 2.): 

Die Anordnung des § 20 a des Entwurfes, daß nach dem Too des 

Täters die Zahlungsverpflichtung den Nachlaß trifft, soll te zur Ver­

meidung möglicher unbilliger Härten dahin ergänzt werden, daß die Höhe 

der Zahlungsverpflichtung mit dem Aktivsaldo des Nachlasses begrenzt 

wird. Nach Einantwortung des Nachlaßvermögens würde wohl sonst der Erbe 

unbeschränkt haften. 

Zu 7.): 

Gegen den Entfall des bisherigen § 165 StGB bestehen keine 

Bedenken. 

Diese Bestimmung hat nämlich in der Praxis wenig Bedeutung 

erlangt und war im Hinblick auf ihre geringe Strafdrohung ohnehin nicht 

geeignet, irgend eine Präventionswirkung zu entfalten. 

Bei den Bestimmungen des § 165 Abs 1 und 2 neu StGB wird die 

verlangte Vorsatzfonn der Wissentlichkeit wahrscheinlich erhebliche 

Schwierigkeiten in der Handhabung dieser Gesetzesstelle venrrsachen und 

ihre Anwendbarkeit einschränken. Im Hinblick auf die Schädlichkeit 

dieses Deliktes wäre es nach ha. Auffassung geboten, hier sogar dolus 

eventualis genügen zu lassen. 

Während die Tathandlungen des § 165 Abs 1 des Entwurfes bei­

spielsweise aufgezählt sind, sind jene des Abs 2 dieser Bestinmung 

offenbar taxativ angeführt. Es bleibt daher offen, ob hier wirklich 

alle mbglichen Eegehungsfonnen erfaßt sind. Vielleicht wäre es 

zweckmäßig, diese einzeln beschriebenen Handlungen durch eine 

Generalklausel ("wer darüber verfügt") zu ersetzen. 
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Lm übrigen wird dem Entwurf voll beigetreten. 

Soweit Stellungnahme der ha. Staatsanwaltschaften eingelangt 

sind, werden sie angeschlossen. 

Gleichzeitig wurden die Stellungnahmen dem Präsidium des 

Nationalrates in 25facher Ausfertigung übennittelt. 

Der Leiter der Oberstaatsanwaltschaft: 

i.V.: 

Beilagenkonvolut 
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., 
REPUBLIK ÖSTERREICH 
Staatsanwaltschaft Linz 

An die 

Oberstaatsanwaltschaft 

• 

L J N Z Obetstaatsanwaltsdtal\ .. 

Elngvt. am 2 9. SE P, 1992 ... 
} - .. 
/- '-eh, mtt_8ei~ 

Zu Jv 1369 - 2/92 

". 
• , " \0 f - ') 

Linz, am 28.9. 1992' 

Fadingerstraße 2 
A-4020 Linz 

Briefanschrift 
A-4010 Linz, Postfach 261 

Telefon 
o 73 2127 64 21 DW 301 

J \' 4 0 5 - 2 / 9 2 

Eetrifft: Entwurf eines Eundesgesetzes, mit dem das 

Strafgesetzbuch und das Auslieferungs- und 

Fechtshilfegesetz im Zusammenhang mit der 

Geldwascherei und der Bereicherungsabschöpfung 

geändert werden (Geldwäschereigesetz) 

Grundsätzlich ist das Ziel dieser Gesetzes-

vorlage, deS organisierte verbrechen wirkungsvoll zu 

bekämpfen, zu begrüßen. 

Zu bedenken wird aber folgendes sein: 

Im § 20 Abs. 1 geht oie Gesetzesvorlage bei der 

EerE' icherung verP sogenannten "Nettoprinz ip" aus. Dami t ist 

von den ~ermögenswerten auszugehen, die dem Täter durch die 

Straftat (Absatz 1) oder für ihre Begehung (Absatz 3) 

zugeflossen sind. Abzuziehen sind nach der GesetzesvorlagE~ 

Aufwendungen, die j n reelen vermögenswerten bestanden haben 

und unmittelhar mit der Straftat verknüpft waren. Dabei soll 

hinsichtlich der Aufwendungen die Glaubhaftmachung durch den 

Täter genügen. Gerade hei organisierten Verbrechensfermen mit 
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internationalen Verflechtunoen wird es den T~tern darauf 

ankemmen, ihre Ausgaben, insbesondere für Ankauf tzw. Erwerb 

ven fuchtgiften so hcch als möglich dc>rzustellen, um einer 

allfälligen Abschöpfung der Bereicherung zu entgehen. Gerade 

im Hinblick auf die Einführung der äußerst kurzen Haftfristen 

durch ~ie U-Haft-Feform wird das Gericht kaum eine 

Möglichkeit haten, die Behauptungen der Täter über die Höhe 

der tatsächlichen Aufwendungen, die vorwiegend im Ausland 

durcl:~eführt worden sind, wenn überhaupt, so doch in 

angemessener Zeit überprüfen zu können. 

Bei der Berechnung der Bereicherung wird in der 

Gesetzesvcrlage auf den Zeitpunkt des Eintrittes derselben, 

demnach auf den Tatzeitpunkt, abgestellt. Begrüßenswert 

sollen dadurch nachträgliche Wertminderungen grundsätzlich 

(außer in den fällen der Härteklausel äe-s Absatz- -5 Ziffer 2) 

außer Eetracht bleiben. Umgekehrt ist aber zu bedenken, daß 

gerade hei ~irtschaftsdelikten im orgenisjerten ~erei6h einer 

Kapitalveranlagung eine wesentliche Bedeutung zukommt. Im 

Hinblick darauf, daß derartige Taten oft erst nach einem 

längeren Zeitraum aufgedeckt werden können, wäre es nach der 

Gesetzesvorlage unmöglich, auf die zwischenzeitlich durch 

Kapitalanlagen erwirtschafteten Gewinne zu greifen. Für 

diesen lall wird vcrgeschlagen, bei einer Nachweisbarkeit der 

Veranlagung auch eine Abschöpfung der zwischenzeitlich 

erz ie1 ten Zinsgewinne , etwa durch Abs teIlen der Berechnung 

auf den Urteilszeitpunkt in derarti~en Fellen, Zl' 

ermöglichen. 

§ 165 Abs. 1 stGB verlangt hinsichtlich der 

Herkunft des vermögensbestandteiles aus einem Verbrechen 

Wissentlichkeit (§ 5 Abs. 3 StGE). 

Nach der Praxis bereitet schon der Nachweis des 

Eventualvorsatzes in Bezug auf Vermögensdelikte im Wirt­

schöftsbereich größte Schwierigkeiten. In den Erläuterunf'len 

zur Gesetzesvorlage wird zwar hingewiesen, daß für die 

organisierte Krimina,lität die Verschleierung der wahren 
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Herkunft des verrrögens mi ttlerwej le ebenso wicht ig ge\vCrdEn 

ist, wie die Eegehung der gewinnLringenden Vortaten. Zu 

diesen Verschleierungstaktiken gehört es aber im 

organisierten Eereich, daß sich die Täter Institutionen (zum 

Beispiel Banken) bedienen, bei denen die AngestelltEn nur 

wenig Kenntnis von den Vortaten haben. Auch werden im 

organisierten Bereich vorwiegend Treuhänder, denen allenfalls 

die gesetzlich gesicherten Verschwiegenheitspflichten 

zustehen (§ 152 stPO) in die Organisation eingebunden. Durch 

die normierte "Wissentlichkei t" wird der geplante 

Sanktionszweck , nämlich, in Hinkunft der Geldwäscherei 

relativ unbürokratisch "Herr" zu werden, nicht erreicht 

werden können. Anstelle der geforderten Wissentlichkeit 

seIlte daher in § 165 Abs. 1 StGE hinsichtlich der Herkunft 

des Vermögens aus einem Verbrechen Eventualvorsatz (S 5 Abs. 

1 StGB) genügen. Damit würden in Verbindung mit 

entsprechenden Änderungen anderer Gesetze, insbesondere 

Auferlegung erhöhter Sorgfal tspflichten an die Eanken etc., 

die Ziele des vorliegenden Gesetzesentwurfes auch in der 

Praxis mit vermindertem Verwaltungsaufwand und in der nötigen 

Schärfe vollziehbar sein. 

staatsanwaltschaft LINZ, 

am 28.9.1992 

Hofrat Dr. Huge Kresnik 

I·ei tender Staatsemwal t 
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i ' • REPUBLIK öSTERREICH 
Staatsanwaltschaft Salzburg 

Jv 40S-::UQ2 

An dfe 
Oberstaatsanwaltschaft 

L j D Z 

aLäb.L..L ,J" 1 3 6 9 - :2 ,I :) :; 

'. 

--".\f -,. 

~ ._~- 111 b ~ -- L jf ~ 

Sa 1 zbur"J I .:.'tm 26 •. 9.9:2 

A - 5020 Selzburg 
rwclo 1 fsp 1 at;;:. 2 

Pi,jstfach 522 
T€'~f~l oC62/9b 55 S1 
Fer·nschl·~';b-:.·~' 63 32 89 
r.:!:IX 89 10 19 

~;.:j(:hb.;?al·b~·; b:::r 

LStA Dr.Scharmül1er 

Dur'chwah 1 I~ 7 1 

" . 

§~trffft: Entwurf einos G~1dwi~ch~r~i~e$€tze8 

, ' 

Der ange~trebten R~g8'ung k~nn·vol'inhaltlich zugestimmt 

werder, • 
• " 

Von d&n Sicher·h.ltsdi8nst!t~11~n wird jedocll Klage gefUhrt, 

daß d ; (~ P. e s t ; rn /TI II n ':;I d,~ '; § 1 6 5 (a 1 t > ~; t G p, L .,? t " e f f ~:: n cl d i oS: 

lI,eahr"dS!:li'~e Hehler'.:'; 11 ers<:itö.:lo$ '3estr'ich~n W;!r"dt;on soll. 

Die se1tene Anwendung in der Praxis zeigt jedoch, daß sie 

schon i 11 dei' Vel'gi;ln~,'=il11;::1 't ve'll'l "i.$lli'i:J unt0r'g-.ilor"<;ln>9ter 

Bedeutung war und in Wahrheit entbehrlich ist. 

28.S~ 
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Wels, am 
REPUBLIK öSTERREICH 
Staatsanwaltschaft Wels Maria-Theresia-5traße 12 

A-4600 Wels 

Briefanschrift 

,-Iv 2:]7 - 2j~':' 
A-4601 Wels, Postfach 172 

. Telefon 
/\ n d :!. C • • _, " 072421402, Klappe 205 (DW) 

C'.,;. 'r.e '·.::f:::li~·'".'·a:~;W2Ibc'naT't L.if1! Oberst a ntsan\-1al t scha ~.,.,-~~..,' . 
.. 'J 9 f""ED 1C~7 UlfFrnschreiber 0025-465 EmgeL z.m c.. • .;) r. ,""_"- ...... I 

b A," /.Akt ach ~ .... ,.«"r:.~:~"~n ......... . ' ............ • 'In\. .;J 

1_ i n z 

Petrifft: Geldv5schereigesetz (8eGutachtungsverfahren) 

rezu~: Erlnß ~cr Oberstantsnnwaltschoft linz vom 1C.r.1~~2, 

Jv 13r;l - 2jr::'2 

Unter ~ezugnohme auf den oben angeführten Erlo~ 

wir~ nachstehende Stellungnahme abgegeben: 

Dem GesetzesentvJurf ist gruncsätzlich zuzustimmen. 

~ erle n k e n b e s t ehe n nur i n ein i gen \-1 e n i gen Pu n k t e n, u n ~ z \J Ci r h i 11 -

sie h t 1 i ch fol gen ('er ~e st irnhluns e n : 

1.) ~ 2r a letzter ~atz: 

nur eh eie Cestimmung, da~ bei "selbstfindiuer 

1\ n 0 I' ci nun g" cl 0 n n, \J e n n 0 er T 1i t e r ver s tor ~ e n ist, rl i e Z 8 11 1 u n 9 s -

ver p f 1 ich tun 9 cl e n t! ach 1 u ß tri f f' t I I( 0 n n zu u n ;Ji 11 i Gen \l:i r te n 

ries vollkommen sc~ulrllosen !~uchlo~berechtigten fOhren. nies 

aus folgenden CrOn~en: 

n c i r! e I' Cer ü c h nun 9 der !! i-i :, e c! e r ~ c I' eie h 0 run gis t 

auf ~on Zeitpunkt dos Eintritts der ~8reichorunG un~ nicht Duf 

den Entschoirlunaszeitpunkt abzustellen. Der wir~lich schuld­

los e !! CI eh 1 (j n b e r e c h t i ~ te, ci c I' von c: L! n s t ruf b Q ren n ach e n s c h a f t. 0 n 

u n c' ce n re c h t r.l f'! r, i gon Er \I erb s t :>t i 9 ': e i te n c! es!: r b 1<."1 s seI' s :: ein e 

I~ u n n t n i s hat I 

c!er Lüge I (~io 

ist I~ ::lnr.! eIs 

im r,bsatz ..., 

Quch nicht in 

des vorgesehenen ,.. 28 vor90sehcn\~ 

nesc~einiGun~slustu~':chr zu seinen Cunsten ZUD Tragen zu 

hrinGen. Schlie:Hich Oilt eie "H2rtc!~lausel" der Zi "fer 2 des 

Ahsatz 5 ces voraesehenen ~ ~r noch dem Gesetzestext aus-
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s c h 1 1. e f', 1 ich [ ij r rl c n " T ~~ t 8 1''' U n cl ,( Cl n n e; Cl 11 e r cer., : ! ,~I C h 1 u I) her ce: 1 _ 

t i ~ t c n Q u C ~1 nie h t zug u t e :, ü r.1I:1e n • 

Die s e '1 rTl s t 1 n ci c ~~ i5 n n e n c' Cl zu {l',llr e n, ca r, ein t CI t-

S J chl:i eh sc h u 1 rll 0 S c r r ! (j c : lLl ~ I) er e C :1 t i c; t e r von ci ern d eh C' l: fil 

7 ~ i t:J u n '( t (! es r:: l 11 tri t t c s cl ern e r 0 i c:1O run!J be:i 1;1 T "\ te r b L! r e C 11-

netcn 1!i1ho der iJ~1ZUSC:l1'jp:en(ten nercicherung ~:lUch r.ünn, \,:onn 

cl e !' T :i t e r cl i e e r ~ Cl n CJ t e n er (; i c !·w run [) zur r. :: n z u \.Ji e rl er ver 1 0 r l: n 

h Ll tun r: (I (J 11 er i 101 !! tJ C:1 } 0 ~ von c: i e s er Cer ei c '1 e run S nie ~1 t; S LllJ :-H' 

vor h (;] n C' c n i s ::;, ci e n n 0 c h von cl erZ a h 1 u n ~ s ver p f 1 i C :1 tun 9 !l ach 

~ 20- a~ letzter Satz, getroffen wir~. 

2. ',: e G f ü 11 des C J f':': S t G 8 i n Ger [] e 1 t e n c! e n r- 0 s S U 11 U : 

D e f1l 0 ~j n z 1 ich c n !': e 9 f n 11 cl e s ~ 1 r, :. S tee i n Cl e r 

soltenr:en r-assunG ist grunds5tzlich entgegen zu treten. 

Cen clozu gemochten rius~ührungen auf S. 7, letzter t.bsütz, 

der er1fiuternden Cemerkungen, wonnch die Pr~ventivwir~uns 

~iQ~er Gesetzcsste11a iJnzuzweifeln ist unci die strafrocht-

li C ~1C \I e r f 01 U u n 9 cl e r 11 ruh r 1 :j s s i ~ e n ! I e~) 1 er ci" i l) eil: r r r ü >: i s 

[J U c h ~~ ein C 'J es 0 neo r S 9 r 0 ne no 11 e s i-l i c:t t, le Cl n f1 nie h t h C! j ~ e-

Vielilicilr i::;t; c~avon <luszu:';8hc:n, C[lr'· oerLlc:c; in 

ein erZ c i t, i n c! C r cer ;< :i. c b s t J h 1 von :~ uns t 9 ~ gun s ~ ii n ( 0 n , 

~: u 1 t ur GD te r nun c! der GI. so \J:l e cer :< r () f t :: ()" r z c U gei e IJ s t CI 111 

in ver 1.1 ehr t e 1,1 i l il r· c u n (~ Q U C: 1 1. n te r 11 Q ti 0 n 01 b LI n cl e n 11':; ß i S :J e _ 

trie'JlHl \Jirc:, c'ann, \Jcnn l'.forsQtz" hinsicIlt1ich cer lIu:,lu1'ei 

nic:1t e nJ d. s 1 ich ist, cl e i.l T Li tb i 1 c: cl e r f Ll :11' Li s ~ i sen He h 1 er e i " 

a1~i "tuffünotüthestünc:" gr,~inc~re [';crluutuns noch als frCl!wr 

ZU:(Olllil:t. \.fenn schon nicht die ~trLlf.(!ro:1unG ün sich, so :)0-
cl u u t e t co c h zur,) i n ces [-. cl i c nur c h :[ ij h run 9 ein c: s r: f fe n t 1 ich u n 

Ccrichtsverführens, eiDS zu eincli, SC:1U1cspruch führt, eine 

e n t S fl r c C :-, e n cl c !l C lii 1.1 S c h \J e 11 e, c: c r u r ~: i 8 c S Ll C :H: nun z u ~~ Ll U fe n • 

r ~ ii 0 Q n ::; u 9 a t c 11 f ~i 11 e f ü h r L; s S i 0 er i : e h 1 er e i i n 

Z u ~( u n f t ü u c 11 s t rar fr e i b lei ben, S 0 \-1 ire d 0 c h ü n 9 (; r e 9 t, c' i e 
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" f ü h r 1 ii s s i 9 eHe h 1 er (; i" i rn S i n n e c! c s bis her i U e n 0 j C ~! S t C :' 

donn mit ~trüfe zu bedrohen, wenn sie on den i~ 0 12r Abs j 

Z L1 StGC des geltenden nechtes anoeführten Sachen oder on 

~achen, deren Wert S 2S.000,- Gbersteigt (in Anlehnung on 

7 7 der angeführten Cesetzesstelle) begangen wird. 

~.) Hiihe der Straf(rohungen il71 C j ~S (I es r::nt\Jurfes: 

Im Absatz 1 ~er angeführten Gesetzesstelle ist 

eine Strafdrohung bis zu ~ Jahron Freiheitsstrafe oder Geld­

strafe bis zu 2cn Tagess~tzen und im Absatz ~ dieser Cesetzes­

stelle eine solc~e von C I!onaten bis zu S Jahren vorgesehen. 

T n cl i e s e r.1 Zu S Ltr,lf:If.:! n;, u n gis t d [J rau f hin z u \1 cis e n , 

duß cer Tf"itcr, eier ein TatbiJ.cI ir.! ;;inne eies:: :l ce, ces [nt-

\J u I' :- e s 0 b j e ~( t i v u n (1 sub j e I~ t i v ver ~J ir :, 1 ich t, in ce n f1l eis t e n 

::illlen, (~ie durch diese Gesetzesstelle neu erfü~'h wercen sollen, . 
wescntlic!l ~e~r an Planuns un~ Eneroie zur ~erwir~lichtung 

seines Vorha~cns aufwenden ~un, als ein ~lassischer ~traft~ter 

im alten Sinn etwa zur ErfDllunu des Tathildes der Ifehlerei 

ir.1 Q 1 eie h e n U r.1 fan 9 C 0 der zur "e 1'\-1 i I' I~ 1 i c 11 uns cl e r In eis t e n Ver -

mB~ensdelikte verslcichharer ~rt. Einerseits mOßten schon aus 

diesem Crunde die vorgesehenen Strafdrohunaen jenen für in 

il,rem Gewic~t und hinsichtlich der ~chuld vergleichbaren stra~­

baren Tnthildern anaeglichen werden, darüber hinaus w5re di~s 

aber <:luch erforderlic:" um den beabsichtigten bleck cer ~!eu­

reGelung zu erreichen. Die Strafdrohung im ~. Absutz der unge­

führten Cesetzesste11e sollte daher bis zumindest 2 Jahren 

u n cl jen e ir:1 ::.. 1'. b s atz cl e I' a n 0 e f ü h l' t e n Ces e t z e s s t e 11 e von ein e tri 

bis zu 1(1 Jahren Freiheitss·trafc vorsehen (siehe z.G. i.r jS~ 

Abs 2, 1/7 Abs 2 und Abs ~ o~er j22 ~bs 1 Z ~ und Abs 2 StCC). 

~ .) Zu Cl' \1 ti Gen ~J ii I' e, 0 b nie h tau eh S t r a f b e s t Üil:1 u n­

oe n für fa h r 1 Q s s i G e s Ha n deI n i f:l Zu S LHfI fil e n h LI n g mit Gel chI ii s ehe r c i 

geschaffen \'/erden sollten. nie::; ir. I Hinblick auf eie enwi torte 
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\, \\ 
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SorgfDltspflichterkl~run~ des ~sterreichischen ronkwüsens dur 

Cundeskammer für gewerbliche ~irtschaft, Fachverband der 

Canken und Cankiers vom 14.1.1~~2, die beson~ere 8estimmun-

cen fOr Identifikation, Aufzeichnuns, fusbil~un9, ~ontroll­

manna:u;lcn und 7usammenarbeit mit Cehärden enth5lt. r:ahrli1s~ise 

Außerachtlassuna dieser Vorschriften z.~. ~urch ~an~angestcllte 

hat aber nur dienstrechtliche Folgen. Mit nüc~sicht auf die 

Schwere des Delikts der GeldwBscherei ist es daher durchaus 

gerechtfertiGt, einen grob fBhr13ssisen Verstoß gegen beru~­

liehe Sorofaitspflichten, als Fahr15ssigkeitsdelikt zu krimi­

nalisieren. 

.I 
Ocr Leiter (}'b~ :toLltsLlmJ[jltsDh~]ft: 
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